
Dr. Korber, Parlamentarischer Staatssekretär im Ministe
rium für Wirtschaft:

Wir haben uns zu diesem Verfahren befragt. Die Expertise ist 
folgende. Das Material ist vom Institut für Bautechnik in West
berlin zur Anwendung in Bauwerken zugelassen. Damit sind, 
glaube ich, zunächst einmal gute Möglichkeiten vorhanden, um 
dieses Verfahren anzuwenden.

Die Überprüfung der staatlichen Stellen der DDR muß hier si
cherlich noch erfolgen, und wir sind natürlich der Meinung, daß 
solche Verfahren besonders zu fördern sind.

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Gottschall:

Danke schön. Meine Damen und Herren! Derweil wir gut im 
Zeitplan liegen, würden wir jetzt vorschlagen, die Mittagspause 
zu machen. Aber bevor ich Sie in diese Pause entlasse, bitte ich 
Sie darum, daß Sie um 15.00 Uhr wieder anwesend sind, um dann 
unsere Aktuelle Stunde durchzuführen.

Ich wünsche Ihnen einen guten Appetit.

(Unterbrechung der Sitzung)

Meine Damen und Herren! Vor Eintritt in die verbleibende Ta
gesordnung hat die DSU-Fraktion gebeten, eine Erklärung ge

rn zu dürfen. Ich bitte um diese Erklärung.

Koch für die Fraktion der DSU:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Mit der Drucksa
che Nr. 148 liegt ein äußerst merkwürdiger Antrag der Fraktion 
der Liberalen vor. Er ist zwar heute von der Tagesordnung abge
setzt, die Erklärung dazu, vorhin vorgetragen, ändert allerdings 
daran nichts. Fakt ist allemal: Das Anliegen ist zu durchsichtig, 
und es steht im logischen Widerspruch zum bisher einzig vorlie
genden Antrag auf Beitritt zur Bundesrepublik Deutschland 
nach Artikel 23 Grundgesetz.

(Zuruf von der SPD: Worin besteht der Unterschied?)

Die Deutsche Soziale Union darf erinnern: Am 17. Juni brachte 
unsere Fraktion schlicht und einfach in einem einzigen Satz 
über einen Geschäftsordnungsantrag den Wunsch der Mehrheit 
unseres Volkes auf die Tagesordnung.

(Gelächter bei der SPD und der PDS)

Der Antrag lautete:

—/ „Die Volkskammer möge beschließen: Beschluß zum Bei
tritt der Deutschen Demokratischen Republik nach Artikel 
23 Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland mit dem 
heutigen Tag.“

(Unruhe im Saal)

Trotz Pfui-Rufen und dem Zuruf „Annexion wollen Sie“ - dies 
kam aus der Gruppe der 92 Nein-Sager -

(Zuruf von der SPD: Wie schändlich!)

stimmte eine deutliche Zweidrittelmehrheit für die Aufnahme 
als Tagesordnungspunkt. Damit hatten wir, die DSU, die Mög
lichkeit geschaffen, nicht nur eine Aussprache zu führen, son
dern als Abgeordnete tatsächlich den Beitritt zu erklären. Damit 
läßt sich auch belegen, daß für die DSU das Hauptziel die deut
sche Einheit ist und nicht etwa parteitaktische Finessen,

(Zwischenrufe, vor allem von der SPD)

um in den Deutschen Bundestag zu gelangen oder aber um ande
re Parteien ausschließen zu wollen.

Fünfprozentklausel, einheitliches Wahlrecht und gesamtdeut
sche Wahlen in bezug auf den 1. Dezember waren und sind Win

kelzüge politischer Kräfte, die am 17. Juni weder Kraft noch Mut 
fanden, ein deutliches Signal für die deutsche Einheit zu setzen.

(Gelächter bei der SPD)

So plädierte der Ministerpräsident für eine gewissenhafte 
Prüfung unseres Antrages in dem Ausschuß für Verfassung und 
Verwaltungsreform und im Rechtsausschuß. Alle Fraktionen 
schlossen sich diesem Vorschlag an, und zusätzlich wurde auch 
noch der Ausschuß für Deutsche Einheit als federführend be
nannt.

Dabei muß festgestellt werden: Der heutige Tag kann jeder zu
künftige Tag sein. Ich zitiere den Stellvertreter der Präsidentin 
Dr. Höppner im Zusammenhang mit dem Antrag:

„Wenn er - der Antrag - wiederkommt, wird es der heutige 
Tag sein. Das ist kein Problem. Diese Sache ist gar kein Pro
blem.“

Also könnte heute, morgen, demnächst oder eben am Tag der 
gesamtdeutschen Wahlen gemäß unserem Antrag der Beitritt 
zur Bundesrepublik Deutschland nach Artikel 23 Grundgesetz 
erfolgen.

(Zuruf: Wann denn nun?)

Der wahltaktische Termin Anfang Dezember muß von uns ab
gelehnt werden, auch unter Berücksichtigung der Arbeit am 
Einigungsvertrag. Und Tatsache ist: Am 4. Juli lag im Ausschuß 
Deutsche Einheit - ich selbst bin in diesem tätig - nicht einmal 
unser Antrag vor, auch nicht am 11. Juli oder am 18. Juli, also 
nicht mal einen Monat später.

(Zuruf: Wer ist schuld?)

Deshalb ist es auch nicht verwunderlich, daß von den beiden 
benannten Ausschüsen gestern ebenfalls keine Stellungnahme 
Vorgelegen hat. Folglich kann von sorgfältiger Bearbeitung, 
ernsthafter Beratung oder Dringlichkeit überhaupt keine Rede 
sein.

Ich fasse zusammen: Der Antrag der Liberalen ist einfach ein 
schlechter Nachläufer. Er ist überflüssig, denn er bringt keine 
wesentlichen neuen Aspekte, weder inhaltlich noch in bezug auf 
den Zeitfaktor. Statt dessen besteht die Fraktion der Deutschen 
Sozialen Union auf unverzüglicher Bearbeitung des Antrages 
vom 17. Juni. Ich danke.

(Vereinzelt Beifall bei der DSU)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Gottschall:

Meine Damen und Herren! Wir treten in die Tagesordnung 
ein. Zur Erklärung gibt es keine Anfragen. Das ist generell so.

Meine Damen und Herren! Das Präsidium hat gemäß unserer 
Geschäftsordnung eine

Aktuelle Stunde zu Problemen der Landwirtschaft in der 
DDK

in die Tagesordnung aufgenommen. Ich eröffne die Aussprache. 
Das Wort hat Herr Abgeordneter Haschke von der Fraktion 
CDU/DA.

Gottfried Haschke für die Fraktion CDU/DA:

Verehrtes Präsidium! Verehrte Damen und Herren Abgeord
nete! Landwirtschaft steht wieder auf der Tagesordnung. Bis 
zum vergangenen Herbst beschäftigten sich die Medien und so 
viele, die da glaubten, von diesem Fach etwas zu verstehen, all
täglich mit den Problemen der Landwirtschaft. Den Bauern 
wurde gesagt, was zu tun ist. Und täglich, auch am Wochenende, 
mußten wir melden, was wir getan hatten, wieviel gepflügt, wie
viel gesät, wieviel Gülle gefahren, was geerntet, wieviel geerntet 
usw. usf.
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